
1556 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

22. 4. 1975 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1975, 
mit . dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert 

wird (28. Gehaltsgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 392/ 
1974, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 7 wird angefügt: 

,,(4) Der Beamte ist verpflichtet, für die Mög­
lichkeit vorzusorgen, daß die ihm gebührenden 
Geldleistungen unbar auf ein Konto überwiesen 
werden können. Die überweisung hat so zu er­
folgen, daß' der Monatsbezug und die Sonder­
zahlungen spätestens an den in den A'bs. 1 und 2 
angeführten Auszahlungstagen zur -Verfügung 
stehen." 

2. Dem § 44 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

,,(8) Anläßlich der Ernennung des Richters 
beim Oberlandesgericht für den Sprengel des 
Oberlandesgerichtes in die Standesgruppe 2 der 
Richter oder staatsanwaltschaftlichen Beamten 
kann der für die dienst- und besoldungsrecht­
liche Stellung' in dieser Standesgruppe maß­
gebende Tag vom zuständigen Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler mit Wirk­
samkeit vom 'Tag dieser Ernennung zum Aus­
gleich von Härten gegenüber Laufbahnen ver­
gleichbarer Richter oder staatsanwaltschaftlicher 
Beamter, die als Richter der Standesgruppe 1, 
jedoch nicht als Richter beim Oberlandesgericht 
für den Sprengel des Oberlandesgerichtes in die 
Standesgruppe 2 der Richter oder staatsanwalt­
schaftlichen Beamten ernannt wurden, neu fest­
gesetzt werden." 

3. Der erste Satz des § 58 Abs. 1 erhält fol­
gende Fassung: 

"Den Fachvorständen an den technischen, ge­
werblichen, kunstgewerblichen und höheren land­
und forstwirtschaftlichen Lehranstalten sowie an 

mittleren und höheren Lehranstalten für wirt­
schaftliche Frauenberufe, den zu Fachvorständen 
ernannten fachlichen' Leitern von Hochschul­
instituten, den Direktorstellvertretern und den 
Erziehungsleitern an Bundeserziehungsanstalten, 
den Erziehungsleitern am Bundes-Blindenerzie­
hungsinstitut und am Bundes-Taubstummen­
institut sowie den Direktorstellvertretern an 
Berufsschulen gebührt eine Dienst~ulage in der 
Höhe von zwei Dritteln der Dienstzulage, die 
ihnen gebühren würde, wenn sie Direktor ihrer 
Anstalt wären." 

4. An die Stelle der A'bs. 1 und 2 des § 61 
treten folgende Bestimmungen: 

,,(1) Dem Lehrer gebührt für eine dauernde 
Unterrichtserteilung, die das Höchstausmaß der 
Lehrverpflichtung überschreitet, eine besondere 
Vergütung. 

(2) Bei Lehrern, auf die das Bundesgesetz über 
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes­
lehrer, BGBL Nr. 244/1965, anzuwenden ist, sind 
der Bemessung der Vergütung die Werteinheiten 
zugrunde zu legen, um die das Höchstausmaß 
der Lehrverpflichtung überschritten wird. 

(3) Bei Lehrern, auf die Abs. 2 nicht anzu­
wenden ist, sind für die Bemessung der Ver­
gütung die Mehrleistungswochenstunden nach 
dem für sie geltenden Höchstausmaß der Lehr­
verpflichtung mit den Werteinheiten zu berück­
sichtigen, die sich aus der Teilung der Zahl 21 
durch die 

ab 1. Jänner 1975 um 0'5 und 
ab 1. September 1976 um 1 

erhöhte Wochenstundenzahl des Höchstausmaßes 
der betreffenden Lehrverpflichtung ergeben. 

(4) Die Vergütung beträgt für jede volle Wert-
einheit im Monat ' 

ab 1. Jänner 1975 6'6 v. H. und 
ab 1. September 1976 6'8 v. H. 

des Gehaltes des Lehrers; für die Berechnung 
dieser Vergütung sind Ergänzungszulagen, Teue­
rungszulagen, die Dienstalterszulage und die 
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2 1556 der Beilagen 

Dienstzulagen nach § 58 Abs.2 bis 6, § 59 Abs. 3 
bis 5, 7 bis 12, § 60 und § 85 b Abs. 1 und 2 dem 
Gehalt zuzurechnen." 

5. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 61 er­
halten die Bezeichnung ,,(5)" und ,,(6)". 

Artikel 11 

(1) Lehrern für Volksschuldidaktik und für 
Schul- und Erziehungspraxis an Pädagogischen 
Akademien und Lehrern an übungsschulen an 
Pädagogischen Akademien (Dienstzweig 12 der 
Lehrer-Dienstzweigeordnung, Anlage zu Ab­
schnitt 111 ades Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBI. 
Nr. 22/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 296/1968) ist, wenn sich anläßlich 
ihrer Ernennung zu Bundeslehrern ein Bezugs­
abfall ergeben würde, zum Ausgleich dieser Härte 
eine nach Maßgabe des Erreichens der Gehalts­
stufe 16 der Verwendungsgruppe LI einzuzie­
hende, ruhegenußfähige Ergänzungszulage zu ge­
währen, die bis zum Erreichen der Gehaltsstufe 10 
der Verwendungsgruppe L 1 800 S und ab diesem 
Zeitpunkt 1000 S beträgt. 

(2) Die Ergänzungszulage nach Abs. 1 ist auch 
den im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Arti­
kels bereits ernannten Lehrern des Dienst­
zweiges 12 der Lehrer-Dienstzweigeordnung mit 
Wirkung ab 1. Jänner 1975 zu gewähren. 

(3) Die Ergänzungszulage gilt bei Anwendung 
des § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 als Teil 
des Bezuges als Lehrer der Verwendungs­

, gruppe LI. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf Lehrer des Ruhe­
standes, Hinterbliebene und Angehörige sinn­
gemäß anzuwenden. 

ArtikellII 

(1) Dieser Artikel gilt für die auf Grund des 
Art. 11 der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr. 234/1971, durchgeführten Schulver­
suche und für die Schulversuche "Ganztagsschule" 
und "Tagesheimschule" gemäß § 7 des Schul­
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962. 

(2) Den Bediensteten, die durch den Einsatz 
in Schulversuchen gegenüber Bediensteten/gleicher 
besoldungsrechtlicher Stellung zusätzlich belastet 
werden, gebührt hiefür eine besondere Vergü­
tung. 

(3) Die Höhe der besonderen Vergütung ist 
unter Bedachtnahme auf die Mehrleistung oder 
Mehrbelastung durch den Bundesminister für 
Unterricht und Kunst im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister für 
Finanzen festzusetzen. 

(4) Die besondere Vergütung kann festgesetzt 
werden: 

1. in einem Hundertsatz des Gehaltes (ein­
schließlich einer allfälligen Teuerungszulage), 

2. dadurch, daß im Rahmen des Schulver­
suches gehaltene Unterrichtsstunden mit 
einem besonderen Ansatz im Rahmen der 
Lehrverpflichtung berücksichtigt werden, 

3. durch Wertung bestimmter Tätigkeiten als 
Unterrichtsstunden oder 

4. in einem Schillingbetrag. 

(5) Welche der im Abs. 4 genannten Vergü­
tungsformen gewählt werden, ist unter Bedacht­
nahme auf die Art der Tätigkeit im Schul ver­
such und die besoldungsrechtliche Stellung des 
Bediensteten zu bestimmen. 

(6) Entschädigungen gemäß den Abs. 1 bis 5 
dürfen jeweils nur für die Dauer der Durch­
führung des Schulversuches gewährt werden. 

Artikel IV 

(1) Es treten in Kraft: 
1. Art. 111 mit 1. September 1973, 

2. Art. I Z. 4 und 5 und Art. 11 mit 1. Jänner 
1975 und 

3. Art. I Z. 1 mit 1. Jänner 1976. 

(2) Verordnungen auf Grund des Art. 111 
können mit Wirksamkeit vom 1. September 1973 
erlassen werden. . 

(3) Seit 1. September 1973 für Tätigkeiten in 
Schulversuchen geleistete Vergütungen (Vor­
schüsse) und sonstige Begünstigungen (Einrech­
nungen . in die Lehrverpflichtung) sind· auf jene 
Entschädigungen anzurechnen, die auf Grund des 
Art. III gewährt werden. 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, der 
Bundeskanzler und jeder Bundesminister insoweit 
betraut, als er oberste Dienstbehörde ist. 
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Erläuterungen 

Im Zusammenhang mit der am L Jänner 1975 10 der 1. Standesgruppe (sogenannte Sprengel­
in Kraft getretenen dritten Etappe der Arbeits- richter) versehen, welche im Gegensatz zu allen 
zeitverkürzung sieht der Entwurf einet Novelle anderen Richtern gemäß § 77 Abs. 1 des Richter­
zum Bundesgesetz über das Ausmaß der Lehr- dienstgesetzes innerhalb des Sprengels des Ober­
verpflichtung der Bundeslehrer für die Z,eit ab landesgerichtes, bei dem sie ernannt sind, einem 
1. Jänner 1975 eine Verkürzung der Lehrver- Gericht zugeteilt werden können. Eine Gerichts­
pflichtung um eine halbe Stunde und für die organisation im Interesse der Verwaltungs­
Zeit ab 1. September 1976 eine Verkürzung um ökonomie, der Verbesserung der Qualität der 
eine weitere halbe Stunde pro Woche vor. Bei Rechtsprechung, aus personellen, dienstrechtlichen 
dieser Verkürzung wird in allen Lehrverpflich- und zahlreichen anderen Gründen durch Zusam­
tungsgruppen rechnerisch von der mittleren menlegung der kleinen, heute nur historisch 
Lehrverpflichtung von 21 Wochenstunden ausge- erklärbaren Bezirksgeri<;hte, ist bisher am Wider­
gangen, stand der Bundesländer gescheitert, weil eine 

Entsprechend dem Ausmaß dieser Verkürzung Zustimmung der betreffenden -Landesregierung 
der Lehrverpflichtung, die zu einer "Werterhö- gemäß § 8 Abs. 5 lit, ddes übergangsgesetzes 
hung" der einzelnen Unterrichtsstunden führt, vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl. 
muß im Gehaltsgesetz 1956 das Ausmaß der Ver- Nr. 368/1925 nicht erteilt wurde, 
gütung für Mehrdienstleistungen von Lehrern Um den Ge;ichtsbetrieb bei den kleinen 
je einer vollen Werteinheit entsprechenden Bezirksgerichten aufrechtzuerhalten, wird eine 
Wochenstunde im Monat von 6'4 v, H. ab 1. Jän- veI'hältnismäßig hohe Anzahl von Sprengel­
ner 1975 auf 6'6 v. H. und ab 1. September richtern benötigt, die aus diesem Grunde im 
1976 auf 6'8 v. H. des Gehaltes des Lehrers (ein- Gegensatz zu den anderen Richtern der Standes­
schließlich der im § 61 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes , gruppe 1 meist nicht rechtzeitig in die Standes-
1956 angeführten Zulagen) erhöht werden. gruppe 2 der Richter oder staatsanwaltschaft-

lichen Beamten befördert werden können, 
Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 

wird bemerkt: Die sich hiedurch ergebende Härte soll nun-

Zu Art. I Z.1: 

Die Bezugsliquidierung des Zentralbesoldungs­
amtes wird ab 1. Jänner 1976 auf ein neues Daten­
verarbeitungssystem umgestellt, das eine beson­
ders rasche und verwaltungsökonomische Bezugs­
auszahlung sicherstellen wird, Dieses System setzt 
eine ul?-bare Gehaltsauszahlung voraus, Es ist 
daher nötig, die Verpflichtung des Beamten im 
Gesetz zu verankern, bei einem Kreditinstitut 
ein Konto zu eröffnen, auf das die ihm gebühren­
den Geldleistungen unbar überwiesen werden 
können. 

Zu Art. I Z. 2: 

Von den 228 Bezirksgerichten können 35 wegen 
zu geringen GeschäftsanfalIes nicht mit einem 
Richter besetzt werden. Diese Bezirksgerichte 
werden tageweise von Richtern beim Oberlandes­
gericht für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 

mehr ausgeglichen werden. 

Zu Art. I Z. 3: 

Gemäß § 11 Abs, 2 des iand- und forstwirt­
schaftlichen Bundesschulgesetzes sind höhere land­
und forstwirtschaftliche Lehranstalten, welche 
mehrere Fachrichtungen umfassen, in Fachabtei­
lungen zu gliedern. Soweit erforderlich, sind für 
die einzelnen Fachabteilungen Fachvorstände zu 
bestellen, die der gemeinsamen Schulleitung unter­
stellt sind. Durch die vorgesehene Einführung der 
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr­
anstalten im § 58 Abs, 1 soll dieser Rechtslage 
Rechnung getragen werden, 

Zu Art. I Z. 4 und 5: 

Auf die einleitenden Ausführungen wird ver­
Wlesen, 

Die Verminderung der Lehrverpflichtung ist in 
einer Weise erfolgt, die die Relation der einzelnen 
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Unterrichtsgegenstände (Lehrverpflichtungsgrup- Zu Art. III: 
pen) zueinander nicht verändern sollte. Durch 
die gemäß § 34 des Landeslehrerdienstgesetzes 
bzw. des land- und forstwirtschaftlichen Landes­
lehrerdienstgesetzes vorgesehenen Rundungen der 
Lehrverpflichtung machten aber in diesem Bereich 
ein anderes System der legistischen Festsetzung 
der Lehrverpflichtung erforderlich. Um durch 
diese in vollen bzw. halben Lehrverpflichtungs­

Durch diese Bestimmung soll für die Dauer der 
Führung von Schulversuchen eine Ermächtigung 
zu einer im Verordnungswege oder im Einzelfall 
festzusetzenden Vergütung geschaffen werden. Die 
Regelung lehnt sich an die Vergütungsformen an, 
die sich in der Praxis bisher als notwendig und 
günstig erwiesen haben. 

stunden ausgedrückten Lehrverpflichtungen die Zu Art. IV: 
bisherigen Wertrelationen nicht zu verändern, ist 
es notwendig, die Vergütung nach § 61 auf die 
Werteinheit abzustellen und die Umrechnung von 
anders geregelten Lehrverpflichtungen zu bestim­
men. Durch die vorgeschlagene Regelung wird 
die Aufrechterhaltung der bisherigen Relationen 
sichergestell t. 

Zu Art. 11: 

Die hier angeführten Lehrer wurden aus der 
Verwendungsgruppe L 2 a in die Verwendungs­
gruppe L 1 überstellt. Der dabei vorzunehmende 
überstellungsabzug von vier Jahren hat in vielen 
Fällen zu einer Einstufung in niedrigere Bezugs­
ansätze geführt. Die vorliegende Regelung soll 
einerseits einen solchen Bezugsabfall vermeiden, 
andererseits aber auch der besonderen Aufgabe 
der hier angeführten Lehrer auf dem Besoldungs­
sektor Rechnung tragen. 

Abs. 1 dieses Art. regelt das Inkrafttreten der 
einzelnen Bestimmungen. Abs. 2 und 3 sehen die 
Möglichkeit vor, Vergütungen für Mehrleistun­
gen und Mehrbelastungen im Rahmen von Schul­
versuchen ab 1. September 1973 zu regeln und 
mit den seither gewährten Vorschüssen abzu­
rechnen. Abs. 4 enthält die Vollzugsklausel. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die durch den vorliegenden Gesetzesentwurf 
entstehenden Mehrkosten hängen im wesentlichen 
mit den Verhandlungen über die Herabsetzung 
der Lehrverpflichtung zusammen und sind in 
ihrer Gesamtheit durch die in den Regierungs­
vorlagen einer Novelle zum Bundesgesetz über 
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes­
lehrer und der Novellen zu den Landeslehrer­
Dienstgesetzen enthaltenen Angaben über deren 
finanzielle Auswirkungen miterfaßt. 

1556 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




